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Ausbau der „Laurentiusstraße„ und der Straße „Im Bungerts Weiher“ –
Auswirkungen eines gesetzlich geschützten Biotopes

Beschlussvorschlag:

1. „Der Gemeinderat beschließt, die Planungen zum Ausbau der
„Laurentiusstraße“ und der Straße „Im Bungerts Weiher“ vorerst einzustellen.“

2. „Die Verwaltung wird beauftragt, eine Möglichkeit zur Verbesserung der
Erschließungssituation im Bereich zwischen den Straßen „Im Ünken“ und „Alte
Schulstraße“ zu prüfen.“

Sachverhalt:

Im Jahr 2004 wurde durch den Gemeinderat grundsätzlich der Ausbau bzw. die
erstmalige Herstellung einer Verbindungstraße, zukünftig „Laurentiusstraße“, als Teil
der Bebauungspläne Nr. 2/9.4 „Dattenfeld-Ortskern“ und Nr. 2/5 „Auf der Hecke“,
zwischen der „Hauptstraße“ und der Straße „Auf der Hecke“ in Dattenfeld
beschlossen.

Für den Bau der Straße „Im Bungerts Weiher“, die einerseits für die Herstellung der
„Laurentiusstraße“ technisch notwendig und andererseits für die Erschließung des
teilweisen Baugebietes vorgesehen wäre, wurde im Jahr 2006 durch den
Gemeinderat ein entsprechender Beschluss gefasst.

Zuletzt wurde die Verwaltung mit Beschluss des Bau- und Vergabeausschusses vom
28.11.2019 beauftragt, die Erschließungsplanung auf Basis des in der vorstehenden
Sitzung beratenen Konzeptes fortzuführen.

In der Zwischenzeit wurde durch die Untere Naturschutzbehörde des Rhein-Sieg-
Kreises mitgeteilt, dass sich in dem Bereich der geplanten Straßen ein gesetzlich
geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG entwickelt hat, welches auch vom
zuständigen Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen kartiert wurde (vgl. Anlage 1).
Nach § 30 Abs. 2 sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen
erheblichen Beeinträchtigung eines entsprechenden Biotops führen können verboten.



Damit ist die Herstellung der oben bezeichneten Straßen grundsätzlich nicht mehr
möglich.

Aus Sicht der Verwaltung ist in diesem Zusammenhang nun Folgendes festzuhalten:

I. Möglichkeiten einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG bzw. einer
Befreiung nach § 67 BNatSchG:

1. Eine Ausnahme kann nach § 30 Abs. 3 BNatSchG zugelassen werden, wenn
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können.
Erforderlich ist in diesem Sinne die Herstellung eines Biotops desselben Typs,
das im Hinblick auf die standörtlichen Gegebenheiten und die
Flächenausdehnung mit dem zerstörten oder beeinträchtigten Biotop im
Wesentlichen übereinstimmt. Insbesondere im Hinblick auf den
Standortzusammenhang dürfte im vorliegenden Fall die Ausgleichsmöglichkeit
stark eingegrenzt sein.

Kommt eine sachgerechte Ausgleichsmaßnahme nicht in Betracht, so kann ggf.
eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatSchG erteilt werden. Dies ist der Fall,
wenn die Befreiung aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses
notwendig ist (Nr. 1) oder die in § 30 Abs. 2 BNatSchG statuierten Verbote zu
einer unzumutbaren Belastung führen würden und die Abweichung mit den
Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist. Dass das
öffentliche Interesse überwiegen muss, betont die besondere Bedeutung der
Biotope als besonders erhaltenswert und darum schutzwürdig.
Inwieweit also das öffentliche Interesse am Bau neuer Verkehrswege im
vorliegenden Fall den Erhalt des Biotopes überwiegt, ist fraglich, da
insbesondere Alternativlösungen für die Verwirklichung des öffentlichen
Interesses zu berücksichtigen sind.

Im Kern beider „Ausnahmevarianten“ ist jedoch zu berücksichtigen, dass selbst
bei der schwierigen Entwicklung eines Ausnahme- und Ausgleichskonzeptes
keineswegs selbstverständlich davon ausgegangen werden kann, dass eine
Genehmigung erteilt werden würde.
Vielmehr wären bis dahin Kapazitäten und Finanzmittel für ein aufwendiges
Verfahren bereitzustellen.

2. Daran schließt sich die Fragestellung an, ob ein Rechtsanspruch darauf
besteht, dass die Gemeinde Windeck eine Ausnahme nach § 30 III BNatSchG
bzw. eine Befreiung nach § 67 BNatSchG beantragt.
Es geht dabei um die Grundsatzproblematik, wie mit einem Bebauungsplan
umzugehen ist, für den sich nach Inkrafttreten ein Vollzugshindernis ergibt. Für
die hier gegebene Sachverhaltskonstellation ergibt sich Folgendes:
Wenn die Gemeinde Windeck zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Bebauungsplans mit keiner Konfliktlage infolge des Biotops rechnete, bleibt der
Bebauungsplan so, wie beschlossen, wirksam, auch wenn er jetzt partiell
vollzugsunfähig geworden ist. Eine Verpflichtung der Gemeinde, ein
Ausnahme- oder Befreiungsverfahren zu führen, besteht nicht.
Den Unterlagen der seinerzeitigen Aufstellungsverfahren der Bebauungspläne
(Nrn. 2/9.4 und 2/5) sind, bspw. ihren Begründungen oder den Stellungnahmen
der Unteren Naturschutzbehörde, keine entsprechenden Konflikte zu



entnehmen.
Die Bebauungspläne bleiben also wirksam und haben nur das partielle
Vollzugsdefizit.

II. Auswirkungen auf die Bebauungspläne - Erfordernis von Aufhebung oder
Änderung

Die Verkehrsflächen der „Laurentiusstraße“ und der Straße „Im Bungerts
Weiher“ sind in den Bebauungsplänen Nrn. 2/9.4 „Dattenfeld - Ortskern“ und
2/5 „Auf der Hecke“ festgesetzt.
Fraglich könnte daher sein, ob sich aus der partiellen Vollzugsunfähigkeit der
betroffenen Bebauungspläne die Erforderlichkeit zur teilweisen Aufhebung oder
Änderung ergäbe.
Dies ist grundsätzlich zu verneinen. Denn die Bebauungspläne sind nicht
unwirksam geworden, sondern eben nur für die betroffenen Teilbereiche nicht
mehr vollziehbar.
Eine andere Bewertung ergäbe sich ggf. nur dann, wenn das
Vollziehungsdefizit zur Folge hätte, dass die Pläne sogar funktionslos geworden
wären. Geht es wie hier vorliegend um die nicht mehr realisierbaren Straßen,
wäre dann an eine Funktionslosigkeit zu denken, wenn deshalb das gesamte
Erschließungskonzept der Bebauungspläne „kippt“.
Da, wie bereits ausgeführt jeweils nur ein begrenzter Teilbereich der
Bebauungspläne betroffen ist, ist im Grunde auch nur die Erschließung im
begrenzten Umfang beeinträchtigt, was wiederum auch nicht dazu führen kann,
dass die gesamte Erschließungskonzeption der Bebauungspläne Nrn. 2/9.4
und 2/5 ausgehebelt wird.
Selbst dann, wenn man die Bedeutung der beiden Straßen im erweiterten
Kontext sieht, führt deren Wegfall zu keiner anderen Bewertung des gesamten
Erschließungskonzeptes.
Die Intention zur Planung der in Rede stehenden Straßen lag ausweislich der
seinerzeitigen Planbegründung darin, sowohl dem Engpass an der
Einmündung der Straße "Im Unken" in die Hauptstraße durch eine
Einbahnregelung entschärfen zu können, als auch die „Alte Schulstraße“
wegen der vorhandenen Engpässe als Fahrverbindung abbinden zu können.
Nimmt man dabei das gesamte räumliche Ausmaß der beiden Bebauungspläne
in den Blick, so wird klar, dass hier eben nur das Erschließungskonzept eines
jeweiligen Teilbereiches verbessert werden sollte, die Erschließung insgesamt
aber auf dem vorhandenen Straßennetz aufbaut.
Insofern ist das Erschließungskonzept eben nur punktuell beeinträchtigt und
nicht in seiner Gesamtheit untergegangen, so dass die Bebauungspläne ihre
städtebauliche Steuerungsfunktion auch weiterhin ausfüllen können.
Es gilt daher: Allein eine partielle Vollzugsunfähigkeit verpflichtet die Gemeinde
nicht zur Änderung oder Aufhebung.

III. Auswirkungen auf das Umlegungsverfahren

Konsequenzen für das vormals durchgeführte Umlegungsverfahren ergäben
sich aus § 73 BauGB, wonach die Umlegungsstelle den Umlegungsplan auch
nach Eintritt der Unanfechtbarkeit ändern kann, wenn der Bebauungsplan
geändert wird.
Wie bereits unter Abschnitt II. ausgeführt, besteht für die Änderung der



Bebauungspläne kein zwingender Anlass – insofern wäre auch der
unanfechtbare Umlegungsplan nicht zu ändern.

IV. Amtshaftung der Gemeinde

Die Frage einer Haftung der Gemeinde für den partiell nicht mehr
vollzugsfähigen Bebauungsplan ist negativ zu beantworten.
Denn „Geschädigte“ ist hier einerseits die Gemeinde selbst, weil der Bereich
des Biotops eine Fläche erfasst, welche nach den Bebauungsplänen für die
Straßen vorgesehen war. Insoweit ist es also die Gemeinde selbst, welche jetzt
Baurecht – nämlich „Straßenbaurecht“ – verliert. Andererseits sind private
Grundstückseigentümer betroffen, deren Grundstücke – ungeachtet der
fehlenden Erschließung – eingeschränkt bzw. nicht mehr bebaubar sind.
Neben der unmittelbar betroffenen Gemeinde Windeck gibt es dann noch die
mittelbar Betroffenen; dies wären diejenigen, welche die Nutzer der
Planstraßen sein würden, könnte diese noch plankonform realisiert werden.
Diese mittelbare Betroffenheit reicht aber für einen Amtshaftungsanspruch nicht
aus.
Insgesamt folgt aus § 839 BGB, dass die Vornahme einer rechtswidrigen
Amtshandlung vorausgesetzt wird.
Dies könnte auf Seiten der Gemeinde also allenfalls den Beschluss und die
Verkündung eines rechtswidrigen Bebauungsplanes betreffen. Hier kann aber
nicht von einem dem Bebauungsplan von vornherein anhaftenden Rechtsfehler
gesprochen werden, weil die Einstufung als Biotop zum Zeitpunkt der
Planbeschlüsse nicht offensichtlich war, die Gemeinde Windeck also nicht
bewusst eine nicht vollziehbare Bau- und Verkehrsflächenfestsetzung
vorgenommen hatte.

Vor dem geschilderten Hintergrund kommt aus Sicht der Verwaltung der geplante
Ausbau der „Laurentiusstraße“ und der Straße „Im Bungerts Weiher“ absehbar nicht in
Frage. Die Planungen wären vorerst einzustellen – weitere formale Schritte, bspw. die
Änderung von Bebauungsplänen, wären insoweit nicht erforderlich.

Um die verkehrstechnische Situation im Bereich zwischen den Straßen „Im Ünken“
und „Alte Schulstraße“ trotzdem verbessern zu können, sollte aus Sicht der
Verwaltung nichtsdestotrotz geprüft werden, ob und welche Möglichkeiten sich z.B. mit
Blick auf die Pfarrer-Robens-Str. hierfür anbieten und dem Bau- und
Vergabeausschuss ggf. entsprechende Ergebnisse zur Beratung und Entscheidung
vorlegen. Dabei könnte eine Lösung entsprechend der als Anlage 2 beigefügten
Grobplanung weiterverfolgt werden.

Anlage 1_Lage Biotop § 30 BNatSchG
Anlage 2_Grobplanung Verkehrsführung


